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Drucksache 13/7533 


24. 04. 97 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (15. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Dagmar Enkelmann, Wolfgang Bierstedt, 
Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 
- Drucksache 13/5593- 


Modifizierung des 100 Millionen DM-Hilfsprogramms für die Binnenschiffahrt 


A. Problem 

Nach Auffassung der Antragsteller soll die Bundesregierung auf- 
gef ordert werden, ihren Antrag auf Modifizierung des 100 Millio- 
nen DM-Hilfsprogramms für die Binnenschiffahrt an die EU-Kom- 
mission so zu erweitern, daß Auszubildende in der Binnenschiff- 
fahrt in die Maßnahmen zur Ausbildungsförderung einbezogen 
werden und daß zusätzlich zu den Investitionshilfen mit Eigenka- 
pitalanteil ein zinsgünstiges Kreditprogramm aufgelegt wird. 
Eventuell nicht ausgeschöpfte Mittel sollen durch Umwidmung 
als Zuschuß zu Beitragszahlungen an die Binnenschiffahrts-Be- 
rufsgenossenschaft vergeben werden. 


B. Lösung 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag abzulehnen. 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Wurden nicht erörtert. 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 



Drucksache 13/7533 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschheßen, 

den Antrag - Drucksache 13/5593 - abzulehnen. 

Bonn, den 26. Februar 1997 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst 

Vorsitzender 


Dr. Dagmar Enkelmann 

Berichterstatterin 
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Drucksache 13/7533 


Bericht der Abgeordneten Dr. Dagmar Enkelmann 


Der Deutsche Bundestag hat den Antrag - Druck- 
sache 13/5593- in seiner 128. Sitzung am 10. Oktober 
1996 beraten und zur federführenden Beratung an 
den Ausschuß für Verkehr sowie zur Mitberatung an 
den Haushaltsausschuß, den Ausschuß für Wirtschaft 
sowie den Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, For- 
schung, Technologie und Technikfolgenabschätzung 
überwiesen. 

Der Haushaltsausschuß hat am 14. November 1996 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen, der Frak- 
tionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen 
die der Gruppe der PDS empfohlen, die Vorlage ab- 
zulehnen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat am 26. Februar 1997 
mit den Stimmen der Mitgheder der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und F.D.P bei Abwesenheit der Mit- 
gheder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Gruppe der PDS empfohlen, 
den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung hat am 
11. Dezember 1996 den Antrag mit den Stimmen der 
Fraktionen CDU/CSU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN und F.D.P. gegen die Stimmen der Gruppe der 
PDS abgelehnt. 

Der Ausschuß für Verkehr hat die Vorlage in seiner 
47. Sitzung am 26. Februar 1997 beraten. 

Die Antragsteller fordern die Bundesregierung auf, 
ihren Antrag auf Modifizierung des 100 MiUionen 
DM-Hilfsprogramms für die Binnenschiffahrt an die 
EU-Kommission so zu erweitern, daß Auszubildende 
in der Binnenschiffahrt in die Maßnahmen zur Aus- 
bildungsförderung einbezogen werden und daß zu- 
sätzhch zu den Investitionshilfen mit Eigenkapitalan- 
teil ein zinsgünstiges Kreditprogramm aufgelegt 
wird. Darüber hinaus soU die Bundesregierung auf- 
gefordert werden, nach Ablauf des Programms even- 
tuelle nichtausgeschöpfte Mittel durch Umwidmung 
als Zuschuß zu Beitragszahlungen an die Binnen- 
schiffahrts-Genossenschaft zu vergeben. 

Im Ausschuß für Verkehr begründete die antragstel- 
lende Gruppe der PDS ihren Antrag damit, es sei ihr 


darum gegangen, darüber nachzudenken, wie man 
das Programm verlängern könne und zugleich die 
ZugangsmÖghchkeiten zu dem Programm verbes- 
sern könne. Vieles sei bereits im positiven Sinne 
geregelt worden; das erkenne die Gruppe der PDS 
an. Dennoch seien von den bereitgestellten 100 Mio. 
DM erst 40 Mio. DM ausgeschöpft worden. Vermut- 
lich werde der Gesamtbetrag nicht voll aus genutzt 
werden. Viele Binnenschiffer hätten keine Möghch- 
keit, an das Programm heranzukommen, beispiels- 
weise wegen fehlenden Eigenkapitals. Daher fordere 
die Gruppe der PDS zinsgünstige Darlehen sowie 
Zuschüsse für Ausbildungshilfen. Sie schlage aller- 
dings vor, die Abstimmung über den Antrag auf den 
Herbst zu vertagen. Die Fraktion der CDU/CSU hielt 
deingegenüber den Antrag für verabschiedungsreif. 
Die zeitliche Begrenzung des Programms lasse die 
Förderung von Ausbildungsmaßnahmen nicht zu. 
Auch Zuschüsse zu Beitragszahlungen an die Bin- 
nenschiffahrts-Berufsgenossenschaft seien von der 
EU-Kommission als nicht beihilfefähig bezeichnet 
worden. Die Fraktion der SPD vertrat den Stand- 
punkt, die Forderungen nach Modifizierung des 100 
Millionen DM-Hilfsprogramms für die Binnenschiff- 
fahrt usw. seien teilweise durch die zwischenzeithche 
Entwicklung überholt. Ihre Fraktion lege Wert dar- 
auf, daß auch die Ausbildungsförderung einbezogen 
werde. Ferner müsse man über ein Kredit- oder Bürg- 
schaftsprogramm zum Bau neuer Schiffe sprechen. 
Da der Ausschuß für Verkehr ohnehin vom Bundes- 
ministerium für Verkehr einen Bericht auch zu ande- 
ren Fragen der Binnenschiffahrt angefordert habe, 
sollte die Abstimmung über den Antrag vertagt wer- 
den. Man könnte im Herbst 1997 prüfen, wie das Pro- 
gramm der Bundesregierung im Jahre 1997 gewirkt 
habe. - Der Vertagungsantrag wurde mit den Stim- 
men der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P gegen 
die Stimmen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS abgelehnt. 

Der Ausschuß für Verkehr lehnte den Antrag mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
gegen die Stimmen der Gruppe der PDS bei Enthal- 
tung der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN ab. 


Bonn, den 26. Februar 1997 


Dr. Dagmar Enkelmann 

Berichterstatterin 
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